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PRÄAMBEL 

Die Stadt Sonthofen erlässt aufgrund der §§ 2, 9, 10 und 13a des Baugesetzbuches (BauGB), 
des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung, des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern sowie der Baunutzungsverordnung (BauNVO) und der Planzeichenverordnung 
(PlanZV)  – in der jeweils zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung gültigen Fassung 
– folgenden 

 

Bebauungsplan Nr. 89  

„Quartier Goethestraße Ost“ 

als Satzung. 

Inhalt des Bebauungsplanes 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. 89 „Quartier Goethestraße Ost“ mit 10. Än-
derung und Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 15 der Stadt Sonthofen gilt der von dem 
Büro OPLA – Bürogemeinschaft für Ortsplanung & Stadtentwicklung ausgearbeitete Bebau-
ungsplan in der Fassung vom 10.09.2020. 

Die Planzeichnung hat nur im Zusammenhang mit den Festsetzungen des Textteils Gültigkeit. 

 

Der Bebauungsplan besteht aus: 

A) Planzeichnung in der Fassung vom 10.09.2020 mit: 
 Teilräuml. Geltungsbereich 1: qualifizierter Bebauungsplan gem. § 30 Abs. 1 BauGB 
 Teilräuml. Geltungsbereich 2: einfacher Bebauungsplan gem. § 30 Abs. 3 BauGB  
 Festsetzungen durch Planzeichen 
 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen durch Planzeichen 
 Verfahrensvermerken 

B)  Textliche Festsetzungen in der Fassung vom 10.09.2020 mit: 
 Textliche Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

 

Beigefügt sind: 
 C)  Begründung in der Fassung vom 10.09.2020 
 Schalltechnische Untersuchung zur Aufstellung des Bebauungsplan Nr. 89 „Quartier 

Goethestraße Ost“ in Sonthofen: Bekon Lärmschutz & Akustik GmbH, Augsburg, Be-
zeichnung: LA17-162-G02-03, vom 20.08.2020 

 Artenschutzrechtliche Voreinschätzung zum Bauvorhaben „Neubau ergänzende Bebau-
ung Quartier Goethestraße“, Verfasser: Daniel Honold, Sonthofen, Juni 2020 

 Liste der Vegetationsbilanz inkl. Baumbestandsliste Goethequartier Sonthofen, to-
ponauten - landschaftsarchitekturGesellschaft mbH, Freising; vom 31.07.2020 

 Plan zur Vegetationsbilanz Goethequartier Sonthofen, toponauten - landschaftsarchi-
tekturGesellschaft mbH, Freising; vom 31.07.2020 

 Verkehrstechnische Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 89, Modus Consult Ulm 
GmbH, vom 30.07.2020 
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B) TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

§ 1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

(1) Allgemeines Wohngebiet (WA) 

1. Der in der Planzeichnung mit WA gekennzeichnete Bereich wird als Allgemeines 
Wohngebiet im Sinne des § 4 BauNVO festgesetzt. 

2. Zulässig sind: 

a) Wohngebäude 
b) die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaf-

ten sowie nicht störenden Handwerksbetriebe 
c) Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
d) sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
e) Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

3. Nicht zulässig sind: 

a) Anlagen für Verwaltungen 
b) Gartenbaubetriebe 
c) Tankstellen 

§ 2 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

(1) Grundflächenzahl 
gem. § 16, § 17 und 19 BauNVO 

1. Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,4 festgesetzt. 

2. Die zulässige Grundflächenzahl darf durch die in § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO 
bezeichneten Anlagen bis zu 0,8 überschritten werden. 

(2) Höhe der baulichen Anlagen und Höhenbezugspunkte 
gem. § 18 BauNVO 

1. Unterer Bezugspunkt für die Gesamthöhe (GH) ist die Oberkante Fertigfußboden 
(OK FFB) des Erdgeschosses. Bei Satteldächern ist der obere Bezugspunkt für 
die Gesamthöhe der höchste Punkt der äußeren Dachhaut. Bei Flachdächern ist 
der obere Bezugspunkt der höchste Punkt der Attika. 

2. Die Bezugshöhe für die Oberkante FFB EG ist für die jeweiligen Baufelder als 
Maximalwert in der Planzeichnung festgesetzt. 

3. Die maximal zulässigen Gesamthöhen sind in der Planzeichnung festgesetzt. 
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4. Untergeordnete technische Anlagen (Be- und Entlüftungseinrichtungen, Solar-
thermie- und Photovoltaikanlagen etc.), mit Ausnahme von Aufzugsschächten und 
-überfahrten, die der Nutzung des jeweiligen Gebäudes dienen, dürfen die jeweils 
festgesetzte Gebäudeoberkante um maximal 3,0 m überschreiten. Die Dachauf-
bauten müssen dabei allseits mindestens um das Maß ihrer Höhe von der äußeren 
Dachkante zurücktreten. 

(3) Vollgeschosse  
gem. § 20 BauNVO 

Die Anzahl der Vollgeschosse ist in der Planzeichnung festgesetzt. 

(4) Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen 

Entlang der Nutzungsabgrenzung Dachterrasse sind in einem Bereich von 3,5 m zu 
beiden Seiten des Planzeichens anstelle der festgesetzten minimalen und maximalen 
Wandhöhen sowie Vollgeschosse alternativ auch die im jeweils angrenzenden Be-
reich festgesetzten minimalen und maximalen Wandhöhen sowie Vollgeschosse zu-
lässig. 

§ 3 BAUWEISE, ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN, GRENZ-
ABSTÄNDE 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

(1) Bauweise 
gem. § 22 BauNVO 

1. Innerhalb der in der Planzeichnung mit ‚g‘ gekennzeichneten Bereichen wird eine 
geschlossene Bauweise gem. § 22 Abs. 3 BauNVO festgesetzt.  

2. Innerhalb der in der Planzeichnung mit ‚a‘ gekennzeichneten Bereichen gilt die 
abweichende Bauweise gem. § 22 Abs.4 BauNVO mit den Maßgaben, dass Ge-
bäudelängen von mehr als 50 m und bis zu 100 m sowie ein Grenzanbau zulässig 
sind. 

(2) Überbaubare Grundstücksflächen 
gem. § 23 BauNVO 

1. Die überbaubaren Grundstücksflächen für die Hauptgebäude sind durch Baugren-
zen in der Planzeichnung festgesetzt.  

2. Die 15-Meter-Bauverbotszone darf durch untergeordnete Bauteile im Sinne des 
Art. 6 Abs. 8 BayBO ausnahmsweise um bis zu 1,0 Meter überschritten werden. 

3. Darüber hinaus dürfen untergeordnete Bauteile im Sinne des Art. 6 Abs. 8 BayBO 
die Baugrenzen um bis zu 3,0 Meter überschreiten. Terrassen und Wintergärten 
sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig, jedoch mit einem Mindestabstand 
von 3,0 m zu angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen. 
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4. Gemäß §14 BauNVO sind Nebenanlagen überall auf dem Grundstück, auch au-
ßerhalb der Baugrenzen, zulässig. 

5. Oberirdische Stellplätze gem. § 12 BauNVO sowie Tiefgaragen sind ausschließ-
lich in den in der Planzeichnung festgesetzten Bereichen zulässig. 

(3) Abstandsflächen, Abstandsregelung 
gem. § 9 Abs. 2 Nr. 2a BauGB 

Die Abstandsflächenvorschriften des Art. 6 Abs. 5 Sätze 1 und 2 BayBO finden keine 
Anwendung, d. h. die einzuhaltenden Abstandsflächen werden durch die festgesetz-
ten Baugrenzen und Baulinien sowie die maximal zulässigen Oberkanten, Wand- und 
Firsthöhen bestimmt.  

§ 4 STELLPLÄTZE 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 12 BauNVO 

Hinweis: Für die bestehenden Stellplätze gilt entsprechend des Beschlusses des 
Bau- und Umweltausschusses vom 06.02.2020 Bestandsschutz. Diese Stellplätze 
können innerhalb – und während der Bauzeiten temporär auch außerhalb – des Gel-
tungsbereiches verlegt werden. Die Anzahl ist dabei zwingend aufrecht zu erhalten. 
Mit Einreichung des Bauantrages muss die Anzahl der Bestandsstellplätze sowie die 
neu zu errichtenden Stellplätze gemäß festgesetztem Stellplatzschlüssel (vgl. § 4 
Abs. 1 und 2 dieser Satzung) nachgewiesen werden.  

(1) Abweichend von der Stellplatzsatzung der Stadt Sonthofen sind je neu errichteter 
Wohnungen 1,2 Stellplätze nachzuweisen. Zusätzlich sind 10% als Besucherstell-
plätze nachzuweisen.  

(2) Besucherstellplätze sind ausschließlich oberirdisch nachzuweisen. Der Nachweis 
im Teilräumlichen Geltungsbereich 1 darf dabei ausschließlich in den in der Plan-
zeichnung festgesetzten Flächen für Stellplätze erfolgen. 

Hinweis: Der Nachweis kann dabei sowohl innerhalb des Teilräumlichen Geltungs-
bereiches 1, als auch innerhalb des Teilräumlichen Geltungsbereichs 2 oder auf ei-
nem anderen Grundstück erfolgen. Die dingliche Sicherung der Stellplätze ist im Rah-
men des Bauantrags nachzuweisen. Auf bestehende Stellplätze ist entsprechend 
Rücksicht zu nehmen (Verlegung oder Erhalt). 

(3) Bei der Ermittlung ist zu runden. 

(4) Im Übrigen gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Sonthofen. 



STADT SONTHOFEN  ENTWURF 
Bebauungsplan Nr. 89 „Quartier Goethestraße Ost“   B) Textliche Festsetzungen 

 

 

OPLA – Bürogemeinschaft für Ortsplanung & Stadtentwicklung, Augsburg  |  Fassung vom 10.09.2020 Seite 7 von 23 

§ 5 SOZIALE WOHNRAUMFÖRDERUNG 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB 

Mindestens dreißig Prozent der Wohnungen sind so zu errichten, dass sie ganz oder 
teilweise mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert werden können. 

§ 6 VER- UND ENTSORGUNG 

(1) Ver- und Entsorgungsanlagen  
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB 

Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, 
Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien 
oder Kraft-Wärme-Kopplung sind im gesamten Geltungsbereich zulässig. 

(2) Ver- und Entsorgungsleitungen 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB 

Sämtliche Ver- und Entsorgungsanlagen, einschließlich Strom- und Telefonleitun-
gen, sind - vorbehaltlich anderer gesetzlicher Regelungen - unterirdisch zu führen. 

(3) Abfall- und Abwasserbeseitigung 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB 

1. Häusliches Schmutzwasser ist in den öffentlichen Mischwasserkanal einzuleiten. 

2. Niederschlagswasser 

a) Nicht verschmutztes Niederschlagswasser 

Das auf den einzelnen privaten Grundstücksflächen anfallende, nicht verschmutzte 
Niederschlagswasser von Dach- und Belagsflächen ist vorrangig auf dem jeweiligen 
Grundstück zu versickern. Ist eine direkte Versickerung auf den Grundstücken auf 
Grund der Bodenbeschaffenheit nicht möglich, sind für nicht verschmutztes Nieder-
schlagswasser Rückhaltemaßnahmen (z. B. durch ökologisch gestaltete Rückhalte-
teiche, Regenwasserzisternen mit Überlauf, Versickerungsmulden, Rigolen) vorzu-
sehen.  

b) Verschmutztes Niederschlagwasser 

Verschmutztes Niederschlagswasser ist zu sammeln und schadlos durch Ableiten in 
die Mischwasserkanalisation zu beseitigen. 
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§ 7 GRÜNORDNUNG 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 u. 25 BauGB 

(1) Erhalt von Gehölzen 

Der als zu erhalten festgesetzte Gehölzbestand ist im Wuchs zu fördern, zu pflegen 
und vor Zerstörung zu schützen. Ausgefallene Pflanzungen sind durch standortge-
rechte Gehölze gem. der Artenlisten unter Hinweise Nr. 1 zu ersetzen. Die Nach-
pflanzungen haben auf den gegebenen Standorten spätestens in der folgenden Ve-
getationsperiode zu erfolgen. 

(2) Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 

1. Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten Flä-
chen der bebauten Grundstücke sind wasseraufnahmefähig zu belassen oder her-
zustellen und als natürliche Vegetationsfläche (Rasen- oder Wiesenfläche, Stau-
den- oder Gehölzpflanzung) zu begrünen.  

2. Ausgleichspflanzungen und Neupflanzungen 

a) Je angefangene 250m² nicht überbauter Fläche ist mindestens ein Baum 1. oder 
2. Ordnung zu etablieren. Bestandsbäume können hierbei angerechnet werden. 

b) Für Gehölzpflanzungen sind standortgerechte Arten in Anlehnung an die potenzi-
elle natürliche Vegetation zu verwenden. Je nach Standort ist mindestens zur 
Hälfte der Artenauswahl entweder die aktuelle Artenliste der sogenannten „Klima-
bäume" der LWG bzw. die aktuelle Fassung der „GALK“ Straßenbaumliste zu 
Grunde zu legen. In Ergänzung der Leitbaumarten der Listen unter Hinweise Nr. 1 
sind standortgerechte heimische Arten zu verwenden. 

c) Für alle Pflanzungen im Gebiet sind für die jeweilige Art bzw. Wuchsordnung die 
folgenden Pflanzqualitäten zu pflanzen: 

Bäume 1. Ordnung  

Pflanzqualität: Hochstämme 3 x verpflanzt, Stammumfang (StU) 16-18 cm 

Bäume 2. Ordnung 

Pflanzqualität: Hochstämme 3 x verpflanzt, Stammumfang (StU) 16-18 cm 

Bäume 3. Ordnung 

Pflanzqualität: Hochstämme 3 x verpflanzt, Stammumfang (StU) 16-18 cm 

Obstbäume 

Pflanzqualität: Hochstämme 3x verpflanzt, Stammumfang (StU) 14-16 cm 

Sträucher 

Pflanzqualität: verpflanzte Sträucher Höhe 60 - 100 cm 
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d) Für die gem. § 7 (2) 2. a) zu pflanzenden Bäume gelten die in der Planzeichnung 
festgesetzten Standorte. Von den festgesetzten Standorten darf um bis zu 5 Meter 
abgewichen werden. Die Anzahl ist beizubehalten.  

Von den zu pflanzenden Bäumen sind mindestens zwanzig Prozent als Ausgleichs-
pflanzung für gefällte erhaltenswerte Bäume als Bäume 1. oder 2. Ordnung mit einer 
Pflanzqualität von 4x verpflanzt, einem Stammumfang von 25-30 cm gem. der Arten-
liste unter Hinweise Nr. 1 zu pflanzen. 

e) Bei zusammenhängenden Stellplatzflächen mit mehr als 5 Stellplätzen ist zur 
Durchgrünung je angefangene 5 Stellplätze ein Laubbaum 2. Ordnung zu pflan-
zen. 

3. Begrünung von unterbauten Flächen (Tiefgaragenbegrünung) 

a) Oberhalb der Tiefgaragendecke ist außerhalb von Gebäuden, Terrassen, Zufahr-
ten und Zuwegungen ein durchgehender durchwurzelbarer Raum von mindestens 
0,5 m Tiefe zu gewährleisten.  

b) Für den Standraum von Bäumen muss ein durchgehender durchwurzelbarer 
Raum von mindestens 0,8 m Tiefe auf einer Fläche von mindestens 16 m² ge-
währleistet sein. Für die zu pflanzenden Bäume sind standortangepasste Laub-
bäume 2. Ordnung mit Pflanzqualität gem. § 7 (2) 2. c). zu pflanzen. 

(3) Durchführung der grünordnerischen Maßnahmen  

1. Die festgesetzten Pflanzungen sind spätestens eine Vegetationsperiode nach Be-
zugsfertigkeit der jeweiligen Hauptgebäude durchzuführen. 

2. Sämtliche festgesetzte Pflanzungen sind vom Grundstückseigentümer im Wuchs 
zu fördern, zu pflegen und vor Zerstörung zu schützen. Ausgefallene Pflanzungen 
sind entsprechend den festgesetzten Pflanzenqualitäten und am vorgegebenen 
Standort zu ersetzen.  

§ 8 BODEN- UND GRUNDWASSERSCHUTZ 

gem. § 1a Abs. 2 BauGB und § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

Private Lager- und Flächen für den ruhenden Verkehr sind mit wasserdurchlässigen 
Materialien auszubilden. Flächen von mehr als 15 m² sind naturnah zu gestalten 
(z. B. Schotterrasen, Rasenpflaster, Rasensteine).  

§ 9 ARTENSCHUTZRECHTLICHE MAßNAHMEN 

(1) Rodungsmaßnahmen von Gehölzen im Rahmen der Baufeldfreimachung oder des 
Bauvorhabens müssen außerhalb der Vogelbrutzeit und in der Winterruhezeit von 
Fledermäusen zwischen 01. November und 28. Februar erfolgen. Sind ausnahms-
weise Rodungsmaßnahmen während der Vegetationszeit (1. März bis 30. Okto-
ber) unvermeidbar, dann sind die betroffenen Gehölze unmittelbar vor Rodung 
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durch eine fachkundige Person auf Brutvogelvorkommen zu untersuchen. Bei Auf-
finden von Brutvögeln ist das Vorgehen mit der Unteren Naturschutzbehörde ab-
zustimmen.  

(2) Um den potenziellen Verlust von Brutplätzen von Höhlenbrütern (z.B. Meisen, 
Star) auszugleichen, sind für jeden entfallenden Bestandsnistkasten im näheren 
Umfeld des Eingriffsbereiches Nistkästen im Verhältnis 1:2 an Bäumen und/oder 
an Gebäuden anzubringen. Die Anbringung der Nistkästen hat im Vorfeld der ge-
planten Rodungen zu erfolgen und es ist auf einen fachgerechten Standort zu 
achten. Eine jährliche Reinigung der Nistkästen außerhalb der Brutzeit (Oktober, 
November, Dezember) muss gewährleistet werden.   
Die Nistkästen, die sich bereits im Bestand befinden und im Rahmen des Bauvor-
habens entfallen, sind im Vorfeld der Rodungen abzunehmen und anderer Stelle 
im Untersuchungsgebiet anzubringen. 

(3) Um den potenziellen Verlust von Einzelquartieren von Fledermäusen zu ermitteln 
und auszugleichen, hat vor jeder Bau- bzw. Abbruchmaßnahme der in der folgen-
den Grafik orange gekennzeichneten Gebäude eine Begehung durch eine Fach-
person der Fledermauskunde, idealerweise in der Zeit zwischen Mitte Mai und 
Mitte August zu erfolgen. Werden im Rahmen der Begehung Quartiere von Fle-
dermäusen gefunden, so sind im näheren Umfeld des Eingriffsbereiches an ge-
eigneten Stellen (Gebäude, Bäume) und in geeigneter Anzahl artspezifisch geeig-
nete Fledermauskästen anzubringen. Diese sind im Vorfeld der Bau- bzw. Ab-
bruchmaßnahmen anzubringen. Bei Auffinden von Fledermäusen ist das Vorge-
hen zusätzlich mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

 

Abbildung 1: Umgriff des Bebauungsplan mit Darstellung möglicher Fledermausquartiere in Orange (Quelle: 
Artenschutzrechltiche Voreinschätzung zum Quartier Goethestraße, Daniel Honold) 
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§ 10 IMMISSIONSSCHUTZ 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 

(1) Luftwärmepumpen 

1. Es ist nur die Errichtung von Luftwärmepumpen zulässig, die folgenden Mindest-
abstände zu den nächsten Wohngebäuden einhalten: 

Schallleistungspegel der Wärmepumpe LWA in dB / Mindestabstand in m 

 45 dB(A) / 4m 
 50 dB(A) / 7 m  
 55 dB(A) / 13 m 

Der Schallleistungspegel bezieht sich auf die gesamte Wärmepumpe (Kompressor 
und Ventilator). 

2. Kann diese Anforderung nicht erfüllt werden, so ist die Aufstellung von Luftwär-
mepumpen nur in allseitig umschlossenen Räumen zulässig. An sämtlichen 
Durchbrüchen und Öffnungen vom Aufstellraum ins Freie ist durch bauliche und/o-
der technische Vorkehrungen sicher zu stellen, dass ein Schalldruckpegel von 30 
dB(A), gemessen in 1 m Entfernung vom Durchbruch bzw. von der Öffnung, nicht 
überschritten wird. 

3. Bei Dimensionierung und Ausführung von Schalldämmkulissen und Schalldämp-
fern ist grundsätzlich sicherzustellen, dass die Geräusche nach Schalldämpfer 
keine Tonhaltigkeit aufweisen und die eingebauten technischen Einrichtungen ins-
besondere auch im tieffrequenten Bereich unter 90 Hz ausreichend schalldämp-
fende Eigenschaften aufweisen. 

(2) Baulicher Schallschutz  

1. Verkehrslärmeinwirkungen: Baulicher Schallschutz zum Schutz vor Verkehrs-
lärmeinwirkungen im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB   

a) Bei Änderungen und Neuschaffung von schutzbedürftigen Nutzungen im Sinne 
der DIN 4109-1:2016-07 "Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderun-
gen" (z.B. Wohnräume, Schlafräume, Unterrichtsräume, Büroräume) gelten nach-
folgende Festsetzungen zur Orientierung von Fenstern von Schlaf- und Kinder-
zimmern, zu den maßgeblichen Außenlärmpegeln (im Sinne der DIN 4109-1:2016-
07) und den Belüftungsmöglichkeiten für Schlaf- und Kinderzimmer. 

b) Es sind Wohnungen so zu planen, dass mindestens ein Fenster von Wohn-, 
Schlaf- und Kinderzimmern an einer zum nachts Lüften geeigneten Fassade vor-
handen ist. 

c) Ist dies nicht möglich, so sind diese Räume mit einer schallgedämmten Lüftung 
auszustatten. Schallgedämmte Lüftungen können entfallen, wenn die Räume mit 
Wintergärten, Loggien oder anderen Pufferräumen vor den Lärmimmissionen ge-
schützt werden (Verbesserung mindestens 15 dB(A)). Diese Pufferräume müssen 
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so ausgestattet sein, dass sie zur Nutzung als Schlaf- oder Kinderzimmer nicht 
geeignet sind. 

d) Die sich aus den festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegeln ergebenden er-
forderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile nach der DIN 4109-1:2016-07 
in Verbindung mit der E DIN 4109-1/A1:2017-01; Änderung A1, Abschnitt 7.2 bis 
7.4 sind mindestens sicherzustellen. 

e) Schallschutzbereich 1 
 An der Nordfassade beträgt der maßgebliche Außenlärmpegel 72 dB(A) und an 

den West- und Ostfassaden 69 dB(A).  
 Die Südfassaden sind zur Lüftung nachts geeignet. 

f) Schallschutzbereich 2 
 An der Ostfassade beträgt der maßgebliche Außenlärmpegel 66 dB(A).  
 Die West- und Südfassaden sind zur Lüftung nachts geeignet. 

g) Schallschutzbereich 3 
 Die festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegeln und die zum Lüften nachts 

nicht geeigneten Fassaden sind nachfolgender Abbildung zu entnehmen. 
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h) Die maßgeblichen Außenlärmpegel und die zum Lüften nachts geeignete Fassa-
den können auch auf Grundlage von Lärmpegelberechnungen und/oder Messun-
gen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bzw. des Freistellungsverfahrens 
ermittelt werden. 

Hinweis:  Die sich aus den festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegeln ergeben-
den  Schalldämm-Maße der Außenbauteile sind Mindestanforderungen entsprechend 
der im Zeitraum des Bebauungsplanverfahrens aktuellen Gegebenheiten. Aufgrund 
Änderungen von Berechnungsmethoden oder anderen Lärmbelastungen können 
sich andere Anforderungen für die Schalldämm-Maße der Außenbauteile ergeben. 
Dies ist jeweils im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bzw. des Genehmigungs-
freistellungsverfahren durch den Bauwerber zu prüfen. 

2. Gewerbelärmeinwirkungen: Baulicher Schallschutz zum Schutz vor Gewerbe-
lärmeinwirkungen im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB  

In dem in der Planzeichnung mit dem Zeichen „Vorkehrungen zum Schutz gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes“ 
festgesetzten Fassaden sind öffenbare Fenster von schutzbedürftigen Nutzungen im 
Sinne der TA Lärm vom 26. August 1998, geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 
01.06.2017 (Wohnräume, einschließlich Wohndielen, Schlafräume, einschließlich 
Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten und Bettenräume in Krankenhäusern 
und Sanatorien, Büros usw.) nicht zulässig. Ausnahmen können nur dann zulässig, 
wenn durch eine geeignete vorgelagerte Baumaßnahme (z.B. Laubengang usw.) der 
Beurteilungspegel vor dem Fenster des schutzbedürftigen Raumes einen um 5 dB(A) 
geringeren Beurteilungspegelergibt, als dies ohne die vorgelagerte Baumaßnahme 
der Fall wäre. Durch die vorgelagerte Baumaßnahme darf kein neuer schutzbedürfti-
ger Raum im Sinne der TA Lärm vom 26. August 1998, geändert durch Verwaltungs-
vorschrift vom 01.06.2017 entstehen. 

3. Tiefgaragenbereich – Stellplätze: Baulicher Schallschutz im Sinne des § 9 Abs. 1 
Nr. 24 BauGB zur Minderung der Lärmemissionen im Tiefgaragenbereich und auf 
Fahrstrecken der Stellplätze  

a) Die Rampen der Tiefgarage sind im Bereich der Steigung und des Gefälles einzu-
hausen. 

b) Es sind geräuscharme Garagentore entsprechend dem Stand der Technik zur 
Lärmminderung einzubauen und zu betreiben. 

c) Die Tiefgaragentore sind mit einem Funköffner zu versehen. 

d) Der Garagentorantrieb ist so zu gestalten, dass keine impulshaltigen Geräusche 
entstehen können. Dabei ist vor allem das Erreichen der jeweiligen Endpositionen 
zu beachten. 

e) Eventuell erforderliche Regenrinnen im Bereich der Tiefgaragenrampe oder der 
Fahrstrecken der Stellplätze sind so zu gestalten, dass beim Überfahren keine 
zusätzlichen Geräusche entstehen und eine geräuscharme Ausführung sicherge-
stellt ist (z.B. durch verschraubbare Rinnenabdeckung). 



STADT SONTHOFEN  ENTWURF 
Bebauungsplan Nr. 89 „Quartier Goethestraße Ost“   B) Textliche Festsetzungen 

 

 

OPLA – Bürogemeinschaft für Ortsplanung & Stadtentwicklung, Augsburg  |  Fassung vom 10.09.2020 Seite 15 von 23 

f) Die Wände der Tiefgaragenzufahrt sind schallabsorbierend zu verkleiden. Es 
muss ein mittlerer Schallabsorptionsgrad von α500 > 0,6 bei 500 Hz erreicht wer-
den. 

g) Sprünge, Fugen und Stoßstellen auf der Fahrbahndecke im Bereich der Ein- und 
Ausfahrt sind zu vermeiden. 

§ 11 GESTALTUNGSFESTSETZUNGEN 

gem. § 9 Abs. 4 BauGB, Art. 81 BayBO 

(1) Dachformen, Dachneigungen 

1. Die zulässigen Dachformen für Hauptgebäude sind in der Planzeichnung festge-
setzt. Folgende Neigungen sind zulässig: 

a) Satteldach: 20° - 35°  

b) Flachdach: 0° - 5° 

2. Für untergeordnete Bauteile wie z.B. Hauseingangs- und Terrassenüberdachun-
gen, erdgeschossige Anbauten wie Wintergärten, Erker, etc. sowie für Dächer von 
Nebengebäuden werden keine Festsetzungen zu Dachformen und Materialien ge-
troffen. 

(2) Dachaufbauten, untergeordnete technische Anlagen auf Dächern 

1. Der Anteil an untergeordneten technischen Anlagen darf max. 50% der Dachflä-
che betragen. Davon ausgenommen sind Photovoltaik- und Solarthermieanlagen. 

2. Darüber hinaus sind Dachaufbauten ab einer Dachneigung von min. 30° zulässig. 
Die Gesamtlänge der Gauben darf je Dachseite max. ein Drittel der Firstlänge 
betragen. Der höchste Punkt der Gauben ist mind. 0,5 m vom First abzusetzen.  

(3) Fassadengestaltung, Dacheindeckung 

1. Grelle und leuchtende Farben (wie z. Bsp. die RAL-Farben 1016, 1026, 2005, 
2007, 3024 und 3026, 4000, 6032, 6037, 6038) sowie glänzend reflektierende 
Materialien sind für Dacheindeckungen und Außenwände nicht zulässig. 

2. Die Dacheindeckung für Satteldächer hat in rotem bis rot-braunem Farbspektrum 
zu erfolgen.  

3. Flachdächer sind mit einer Substratschichtdicke von min. 8 cm zu begrünen. 
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§ 12 INKRAFTTRETEN 

Der Bebauungsplan Nr. 89 „Quartier Goethestraße Ost“ tritt mit der Bekanntmachung 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  

Mit In-Kraft-Treten des Bebauungsplans Nr. 89 verliert der Bebauungsplan Nr. 15, 
rechtskräftig seit dem 23.12.1980, mit all seinen Bestandteilen und Änderungen im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 89 seine Gültigkeit. 

 

Ausgefertigt 

Stadt Sonthofen, den … … … 

 

 

.......................................... 

Christian Wilhelm, 1. Bürgermeister  Siegel 
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TEXTLICHE HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 

1. LEITARTENLISTEN BÄUME UND STRÄUCHER 

Leitbaumarten, Klimabäume 1. Ordnung 

Acer platanoides (in Sorten) Spitzahorn 

Corylus colurna Baumhasel 

Ginkgo biloba  Fächerblattbaum 

Tilia in Arten  Linde 

Quercus robur Stieleiche 

Ulmus in Arten  Ulme in Arten 

Robinia pseudoacacia (in Sorten) Robinie 

Populus tremula Zitterpappel 

Leitbaumarten, Klimabäume 2. Ordnung 

Acer campestre Feldahorn 

Aesculus x carnea rotblühende Kastanie 

Alnus incana Grauerle  

Carpinus betulus Hainbuche 

Crataegus in Arten Weisdorn in Arten 

Gledicia triacantthos (in Sorten) Lederhülsenbaum 

Ostria carpinifolia Hopfenbuche 

Populus tremula `Erecta´ Säulen Zitterpappel 

Prunus avium (in Sorten) Vogelkirsche 

Pyrus calleryana Zierbirne 

Ulmus in Arten  Ulme in Arten 

Leitbaumarten, Klimabäume 3. Ordnung 

Amelanchier arborea  Felsenbirne 

Fraxinus ornus Blumenesche 

Salix caprea Sal-Weide 

Sorbus in Arten Vogelbeere / Mehlbeere 

Prunus mahaleb Weichselkirsche 
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Leitarten für Sträucher und Heckenpflanzen 

Acer campestre Feldahorn 

Amelanchier ovalis Gewöhnliche Felsenbirne 

Cornus mas Kornelkirsche 

Carpinus betulus Hainbuche 

Corylus avellana Haselnuss 

Crataegus monogyna Weißdorn 

Ligustrum vulgare Rainweide 

Prunus padus Traubenkirsche 

Prunus spinose Schlehdorn 

Hippophae rhamnoides Sanddorn 

Rosa canina Hundsrose 

Rosa pendiluna Alpen Heckenrose 

Salix purpurea Purpurweide 

Salix rosmarinifolia Rosmarinweide 

Viburnum lantana Wolliger Schneeball 

Ribes alpinum Alpen Johannsibeere 

Ribes nigrum Schwarze Johannisbeere 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Berberis vulgaris Gewöhnliche Berberitze 

 

2. NIEDERSCHLAGSWASSER 

2.1 Unverschmutztes Niederschlagswasser  

Die Zwischenspeicherung von unverschmutztem Niederschlagswasser in Zisternen zur Er-
möglichung der Brauchwassernutzung und zur Reduzierung des Frischwasserverbrauchs 
wird empfohlen. 

Die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV), die Technischen Regeln zum 
schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 
(TRENGW), das DWA‐Arbeitsblatt A 138 „Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen 
Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser“ sowie das DWA‐

Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ sind zu beachten. 

Die Versickerung von unverschmutztem, gesammeltem Niederschlagswasser von Dachflä-
chen und sonstigen Flächen ist erlaubnisfrei, wenn die Anforderungen der Niederschlagswas-
serfreistellungsverordnung (NWFreiV) sowie die Technischen Regeln zum schadlosen 



STADT SONTHOFEN  ENTWURF 
Bebauungsplan Nr. 89 „Quartier Goethestraße Ost“   Textliche Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

 

 

OPLA – Bürogemeinschaft für Ortsplanung & Stadtentwicklung, Augsburg  |  Fassung vom 10.09.2020 Seite 19 von 23 

Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) eingehal-
ten werden. 

Das Niederschlagswasser ist vorrangig flächenhaft oder in Mulden bzw. Rigolen über die be-
lebte Bodenzone zu versickern, sofern dies der Untergrund zulässt. Die punktuelle Versicke-
rung von Regenwasser über einen Sickerschacht ist nur anzuwenden, wenn zwingende 
Gründe eine flächenhafte (z. B. Versickerungsmulden) bzw. linienförmige Versickerung (z. B. 
Rigolen oder Sickerrohre) ausschließen. 

Die Eignung der Bodenverhältnisse im Bereich dieses Bauleitplanes für eine Versickerung 
sollte vor der Planung der Entwässerungsanlagen durch geeignete Sachverständige überprüft 
werden. 

Falls das Niederschlagswasser aufgrund des anstehenden Untergrundes nicht versickert wer-
den kann, ist es in die städtische Niederschlagswasserkanalisation einzuleiten. Die techni-
schen Anforderungen für die Einleitung sind in den DWA-Richtlinien M 153 und A 117 gere-
gelt.  

Für die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer (Grundwasser bzw. Oberflä-
chengewässer) ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Hier ist ggf. mit den entspre-
chenden Unterlagen beim Landratsamt Oberallgäu eine wasserrechtliche Erlaubnis bzw. bei 
vorhandener Erlaubnis eine Erweiterung des Erlaubnisumfangs zu beantragen. Vom Planer 
ist insbesondere nachzuweisen, ob einschließlich eines evtl. Altbestandes eine Regenwas-
serbehandlung und / oder eine Regenwasserrückhaltung erforderlich sind. 

2.2 Verschmutztes Niederschlagswasser 

Zu Klärung der Behandlungsbedürftigkeit des Niederschlagswassers, also der Feststellung, 
ob verschmutztes oder unverschmutztes Niederschlagswasser vorliegt, wird die Anwendung 
des Merkblattes ATV-DVWK-M153 Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ 
der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (ATV-DVWK) empfoh-
len. 

Aus Gründen des Gewässerschutzes ist verschmutztes Niederschlagswasser zu sammeln 
und schadlos durch Ableiten in die Misch- bzw. Schmutzwasserkanalisation zu beseitigen 
(dies gilt auch für Bereiche, die im Trennsystem entwässert werden). 

3. OBERFLÄCHENGEWÄSSER/ ÜBERSCHWEMMUNGSGEBIETE (HQ 100/ HQ 
EXTREM) 

Iller und Ostrach 

Der Planungsbereich befindet sich im Talraum, der über Jahrhunderte von Hochwasserereig-
nissen aus Iller und Ostrach beeinflusst wurde. Aufgrund der an diesen Flüssen hergestellten 
Hochwasserschutzmaßnahmen liegt der Planungsbereich aber nun außerhalb der rechne-
risch ermittelten Überschwemmungsgebiete einhundertjährlicher Hochwasserereignisse 
(HQ100) in der Iller oder in der Ostrach.  Bei darüber hinaus gehenden noch wesentlich sel-
teneren Hochwasserereignissen (HQ extrem) ist aber nicht auszuschließen, dass dieser Tal-
raum und so auch der Planungsbereich wiederum von Überschwemmungen ggf. betroffen 
sein könnte. 
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Wildbach Ostrach  

Gemäß Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Kempten vom 31.07.2020 (Az. 1-4622-
OA 139-16546/2020) wird darauf hingewiesen, dass der Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes bei einem hundertjährlichen Hochwasserereignis als hochwassergeschützt zu bezeich-
nen ist. Allerdings wird auf das verbleibende Restrisiko bei einem Extremhochwasser und bei 
Deichbruch (wegen durchgehender Innendichtung wenig wahrscheinlich) hingewiesen. 

Der Geltungsbereich der gegenständlichen Bauleitplanung liegt im Gefährdungsbereich der 
Ostrach, die als Gewässer III. Ordnung mit Sonderstatus Wildbach klassifiziert ist. Nach den 
kurz aufeinander folgenden Hochwasserereignissen zwischen 1999 und 2005 wurde eine Er-
neuerung und Verbesserung des Hochwasserschutzes für Sonthofen geplant und umgesetzt. 
Der planmäßige Hochwasserschutz an der Ostrach ist nach 10-jähriger Bauzeit zum heutigen 
Datum bereits wirksam. Lediglich wenige Restarbeiten, die jedoch nicht mehr hochwasser-
schutzrelevant sind, müssen noch erledigt werden.  

In diesem Zusammenhang wird auf die Planungshilfen in der Bauleitplanung p 18/19 des 
Bayer. Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr, siehe III, 11.2, Nr. 8 sowie Nr. 3.3 
der aktuellen Handlungsanleitung der ARGE BAU zur Hochwasservorsorge und zum Hoch-
wasserschutz in der Raumordnung und in der Bauleitplanung sowie bei der Zulassung von 
Einzelbauvorhaben hingewiesen.  

Es wird außerdem auf § 78b Abs 1 Nr. 2 WHG („hochwasserangepasste Bauweise“) und das 
Merkblatt DWA-M 533 „Hochwasserangepasstes Planen und Bauen“ hingewiesen.  

4. ENTWÄSSERUNG DER GRUNDSTÜCKE 

Die Entwässerung der Grundstücke muss durch entwässerungstechnische Maßnahmen so 
gestaltet werden, dass dem Straßengrundstück und den Entwässerungsanlagen keine Ab-
wässer und keine Niederschlagswasser zugeleitet werden. (§ 1 Abs. 5 Nr. 8 BauGB) 

Der seitliche Abfluss des Oberflächenwassers vom Straßengrundstück darf nicht verändert 
oder behindert werden. 

5. IMMISSIONSSCHUTZ 

5.1 Zugänglichkeit der Normen, Richtlinien und Vorschriften 

Alle Normen und Richtlinien können bei der Stadt Sonthofen im Rathaus zu den öffentlichen 
Geschäftszeiten zusammen mit den übrigen Bebauungsplanunterlagen eingesehen werden. 

Die genannten Normen und Richtlinien sind beim Deutschen Patentamt archivmäßig gesi-
chert hinterlegt. 

Die genannten Normen und Richtlinien sind bei der Beuth-Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen 
(Beuth Verlag GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin). 

Die genannten Normen, Richtlinien und sonstige Vorschriften können auch bei der BEKON 
Lärmschutz & Akustik GmbH (Morellstraße 33, 86159 Augsburg, Tel. 0821-34779-0) nach 
Voranmeldung kostenlos eingesehen werden.  
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6. WÄRMEPUMPEN-SYSTEME 

Ob sich der Baugrund bzw. das Grundwasser im Baugebiet für einen Einsatz von Grundwas-
ser-Wärmepumpen eignet, ist im Einzelfall zu prüfen. Die fachliche Begutachtung für Anlagen 
bis zu einer Leistung von 50 kJ/s wird von privaten Sachverständigen der Wasserwirtschaft 
(PSW) durchgeführt. 

https://www.lfu.bayern.de/wasser/sachverstaendige_wasserrecht/psw/index.htm 

Anhand der Übersichtskarte im Energie-Atlas Bayern kann der Bau einer Erdwärmesonden-
anlage nach hydrogeologischen und geologischen Bedingungen geprüft werden: 
https://www.energieatlas.bayern.de 

Alternativ können u. U. Erdwärmekollektoren-, Erdwärmekörbe- oder Luftwärmepumpen-Sys-
teme realisiert werden.  

7. DENKMALSCHUTZ 

Bei allen Bodeneingriffen im Planungsgebiet muss damit gerechnet werden, dass man auf 
Bodendenkmäler stößt. Der betroffene Personenkreis (Eigentümer oder Besitzer der Grund-
stücke sowie Unternehmer und Leiter der Arbeiten) wird hiermit auf die gesetzlichen Vor-
schriften zum Auffinden von Bodendenkmälern nach Art. 8 des Bayerischen Denkmalschutz-
gesetzes (BayDschG) hingewiesen.  

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: 

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-
behörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind 
auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter 
der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die 
übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines 
Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der 
Arbeiten befreit. 

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: 

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach 
der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Ge-
genstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

8. ALTLASTEN UND VORSORGENDER BODENSCHUTZ 

8.1 Erdarbeiten 

Bei Erdarbeiten ist generell darauf zu achten, ob evtl. künstliche Auffüllungen, Altablagerun-
gen o.Ä. angetroffen werden. In diesem Fall ist umgehend das Landratsamt einzuschalten, 
das alle weiteren erforderlichen Schritte in die Wege leitet.  
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Für alle anfallenden Erdarbeiten sind die allgemein geltenden Normen DIN 18915 Kapitel 7.3 
(Ausgabe Juni 2018) und die DIN 19731 zum sachgemäßen Umgang und zur rechtskonfor-
men Verwertung des Bodenmateriales anzuwenden.  

8.2 Bodenschutz 

Verdichtung, Vernässung und Gefügeveränderungen sind zu vermeiden.   

Bodenmieten sind bei einer Lagerdauer von mehr als zwei Monaten zu begrünen. Die Bau-
stellen und Baustelleneinrichtungsflächen sind so einzurichten, dass ein Befahren von Böden 
außerhalb der festgesetzten Bereiche unterbunden wird.   

Näheres kann dem Leitfaden zur Bodenkundlichen Baubegleitung des Bundesverbandes Bo-
den entnommen werden.  

Hinsichtlich des Bodenschutzes ist Mutterboden nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu 
erhalten und vor Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden 
(Oberboden) und geeigneter Unterboden sind möglichst nach den Vorgaben des §12 
BBodSchV zu verwerten. 

Den Bauherren wird angeraten, im Vorfeld der Maßnahme eine Überprüfung bzw. ein Ver-
wertungskonzept durch ein geeignetes Fachbüro durchführen zu lassen, um evtl. Schwierig-
keiten bei der späteren Entsorgung von Bodenaushub zu vermeiden.   

9. BRANDSCHUTZ 

1. Die Zufahrten sind nach den „Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr" Fassung Februar 
2007 herzustellen. 

2. Die Löschwasserversorgung ist nach dem Regelwerk der DVGW Arbeitsblatt W 405 zu 
ermitteln. Als Hydranten sind Überflurhydranten DN 100 vorzusehen. Die Abstände der Hyd-
ranten zueinander sollten 150 m nicht überschreiten. 

3. Der bisher für das Gebäude Goethestr. 15 b (Brüstungshöhe > 8 m) gegebene 2. Rettungs-
weg über eine Drehleiter ist weiterhin zu gewährleisten oder baulich in anderer Weise sicher-
zustellen. 

4. Bei den Gebäuden Sudetenstr. 24 bis 26 a (Brüstungshöhe > 8 m) ist mit der Bauaufsichts-
behörde zu klären, ob hier ein 2. Rettungsweg über eine Drehleiter zu gewährleisten ist oder 
ob baulich nachgerüstet werden muss. 

10. ÜBERWACHUNG 

Die Stadt Sonthofen überwacht gem. § 4c BauGB die erheblichen Umweltauswirkungen, die 
auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere unvorhergesehene 
nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnah-
men zur Abhilfe zu ergreifen. 
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11. BUßGELDVORSCHRIFT 

Mit Geldbuße bis zu 500.000 Euro kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 
im Bebauungsplan enthaltenen örtlichen Bauvorschrift zuwiderhandelt (Art. 79 Abs. 1 Nr. 1 
BayBO). 
 


